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Bericht des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 


Der Gesetzentwurf ist mit der Hcrushaltslage ver- 
einbar. 

Durch den Gesetzentwurf soll eine Gleichstellung 
der Berechtigten nach § 9 b HHG — insbesondere 
im Bereich der Beschädigten- und Hinterbliebenen- 
versorgung — mit den Opfern des Nationalsozialis- 
mus hergestellt werden. 

Nach der bisherigen Regelung konnten etwa 
17 000 Häftlinge, die seinerzeit aus ideellen Gründen 
Leben, Freiheit und Existenzen im anderen Teil 
Deutschlands für demokratische Ziele einsetzten, 
keine zusätzlichen Leistungen erhalten. Auch nach 
der vierten Novelle des Häftlingshilfegesetzes kann 
ihnen auch nur unter engen Voraussetzungen des 
§ 18 HHG eine Unterstützung durch die Stiftung für 
ehemalige Häftlinge gewährt werden. 

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen deshalb die 
bestehenden Hilfen in einem Umfang verbessert 
werden, der einen angemessenen Ausgleich für den 
durch ihr persönliches Verhalten verursachten Frei- 
heitsverlust und seine Folgen gewährleistet. 

* Durch den vorliegenden Gesetzentwurf in der 
Fassung des federführenden Innenausschusses wird 


durch die Anfügung des § 17 Abs. 3 auch der Kreis 
der Personen, die aus der Stiftung für ehemalige 
politische Häftlinge — § 15 des Häftlingshilfegeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. September 1969 — - gefördert werden können, 
erweitert. Ebenso werden die Mittel, die aus dem 
Stammvermögen der Stiftung als Unterstützung ver- 
wendet werden können, befristet erhöht bezie- 
hungsweise später wieder gesenkt. Eine Erhöhung 
des Stiftungskapitals ist dadurch nicht erforderlich. 

Im Jahre 1971 entstehen durch den Gesetzentwurf 
Mehrkosten in Höhe von 16 800 000 Deutsche Mark. 
Die Deckung dafür wird im Rahmen des Einzel- 
plans 06 oder gegebenenfalls im Rahmen des Ge- 
samthaushalts 1971 gefunden werden. In den Folge- 
jahren werden jährliche Mehrkosten von je 
30 000 000 Deutsche Mark entstehen, die bei der 
Fortschreibung des Finanzplanes bei Kap. 06 40 
Tit. 681 06 veranschlagt werden. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Innenausschuß vorgeschlagenen. Fassung des Ge- 
setzentwurfes. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Dr. Riedl (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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